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BFH erteilt fiktiver Veranlagung bei Aufteilung 
der Einkommensteuer während eines laufen-
den Insolvenzverfahrens eine Absage
von Dirc Fröschen, Aachen
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Endlich geklärt: Gewinnermittlung im Insolvenzverfahren!

Mit Urteil vom 19.01.2023 (Az. III R 44/20) hat sich der III. Senat 
des BFH mit der Frage befasst, wie die Einkommensteuer wäh-
rend eines laufenden Insolvenzverfahrens auf die einzelnen Ein-
künfte zu verteilen ist. Der Fall betraf Veranlagungsjahren nach 
der Eröffnung des Insolvenzverfahrens, sodass der BFH nicht 
über die zeitliche Aufteilung der Einkünfte auf den Zeitraum vor 
und nach Insolvenzeröffnung zu entscheiden hatte.
 Im Streitfall erzielte der Schuldner sowohl Einkünfte aus dem 
vom Insolvenzverwalter fortgeführten Gewerbebetrieb, welche 
unstrittig der Insolvenzmasse, als auch Einkünfte aus nichtselb-
ständiger Arbeit, welche dem insolvenzfreien Vermögen zuzu-
rechnen waren. 
 Das Finanzamt teilte die (zutreffend) ermittelte Einkommen-
steuer im Verhältnis der Einkünfte zwischen dem Schuldner als 
Steuerpflichtigem und der Insolvenzmasse auf, die auf diese 
Weise mit Masseschulden belastet wurde.
 Hiergegen erhob der Steuerpflichtige erfolglos Einspruch 
und anschließend Klage beim FG Sachsen. Er begehrte, die Ein-
kommensteuer gemäß einer fiktiven Veranlagung festzusetzen, 
sodass für seine Einkommensteuerbelastung lediglich die insol-
venzfreien Einkünfte berücksichtigt werden.
 Das Finanzgericht gab der Klage teilweise statt (05.02.2020 
– 5K 1387/19). Zwar folgte es nicht der Berechnung des Klä-
gers, jedoch hatte es Bedenken gegenüber der Tatsache, dass 
die Aufteilung anhand der Einkünfte (wie vom Finanzamt durch-
geführt) zu einer Besteuerung des Grundfreibetrages führte. Es 
entschied deshalb, dass der Grundfreibetrag bei den insolvenz-
freien Einkünften des Klägers abzuziehen ist und erst anschlie-

ßend die Einkommensteuer gemäß der (gekürzten) Einkünfte zu 
verteilen sei.
 Gegen dieses Urteil legte das FA Revision ein.
 Der BFH gab der Revision statt und hob das Urteil auf.
Der Berechnung des FG Sachsen war allein schon deshalb nicht 
zu folgen, weil der Grundfreibetrag Teil der Tarifvorschriften und 
als solcher nicht zum Abzug von den Einkünften vorgesehen ist.
Jedoch äußerte sich der III. Senat des BFH auch grundsätzlich 
und bekräftigte seine frühere (strittige) Rechtsauffassung wo-
nach die Aufteilung zwischen Masse und Schuldner anhand 
der Einkünfte vorzunehmen ist. Da dem Insolvenzschuldner alle 
Einkünfte weiterhin zuzurechnen sind, ist es nach Ansicht des 
BFH nur folgerichtig, dass die Einkommensteuer im Verhältnis 
der Einkünfte aufzuteilen ist, da die Einkünfte ununterscheidbar 
zur Einkommensteuer beitragen. Eine gesonderte Veranlagung 
der Einkommensteile würde diese ohne sachlichen Grund privi-
legieren.
 Der BFH geht jedoch noch einen Schritt weiter und hält jede 
andere Aufteilung als der gesetzlichen Grundsystematik wider-
sprechend; bloße Zweckmäßigkeitserwägungen würden die 
Durchbrechung ebendieser nicht rechtfertigen. Insbesondere 
Aufteilungen, die analog zu den §§ 268ff.  AO anhand einer 
Schattenveranlagung vorgehen, werden als nicht praktikabel er-
achtet (so z.B. Loose in Tipke/Kruse, §251 AO Rz. 72; Waza/Uh-
länder/Schmittmann, Insolvenzen und Steuern, 13 Aufl. 2021, 
RZ 1461)
 Mit der obigen Entscheidung stellt der BFH eine verbindliche 
Aufteilung dar, wie die Einkommensteuer im Falle einer Insol-
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venz auf die Insolvenzmasse und das Insolvenzfreie Vermögen 
zu verteilen ist. Diese reine „Einkünfte bezogene Verteilung“ ist 
in der Berechnung unkompliziert, da eine Aufteilung von Pau-
schbeträgen, Sonderausgaben oder außergewöhnlichen Belas-
tungen unterbleibt. Allerdings bleiben die in der Literatur (z.B. 
Frotscher, Besteuerung bei Insolvenz, 9 Aufl. 2021, 145ff.) auf-
geführten Bedenken bestehen, wonach die unberücksichtigte 
Progression zu Härten führen kann.
 Fraglich ist, ob sich die Entscheidung des BFH über den ak-
tuellen Fall hinaus auch auf die, wohl allgemein relevantere, 
Frage der zeitlichen Aufteilung im Jahr der Insolvenzeröffnung 
übertragen lässt. Da der BFH in seiner Urteilsbegründung ins-
besondere auf die Identität des Steuerschuldners und den un-
unterscheidbaren Beitrag der Einkünfte zur Einkommensteuer 
abstellt, kann vermutet werden, dass die Entscheidung auch für 
die zeitliche Aufteilung von Bedeutung sein wird, sodass auch 
hier eine Aufteilung anhand der Einkünfte geraten ist.
 Das Urteil ist zu begrüßen, schafft es doch Klarheit in der 
praktischen Anwendung. Da die Steuerschuld der Masse vor-
weg zu berichtigen ist, besteht zwischen Verwalter und Insol-
venzschuldner mit eigenen Einkünften ein Spannungsverhältnis, 

Kurz & bündig

„Unsere Politiker haben keine Ahnung von dem, 
was sie tun.“
 Zu diesem vernichtenden Urteil über die Qualität von 
Politik und Politikern kommen 73 Prozent der 18 - 65-jäh-
rigen in unserem Land. Dies ist das Ergebnis einer reprä-
sentativen Befragung, die das Rheingold Institut in Köln im 
Auftrag der Identity Foundation, durchgeführt hat. Das Ge-
fühl, von inkompetenten Leuten regiert zu werden, findet 
seine Entsprechung in einer weiteren düsteren Annahme, 
wonach die Menschen glauben, ihren Lebensstandard nicht 
halten können. Dies immerhin fürchten 66 Prozent aller Be-
fragten. 
 Fragt man nach den Ursachen dieses unerfreulichen 
Stimmungsbildes, sind diese rasch identifizierbar. In nahezu 
allen relevanten Themenbereichen regiert die Ampel gegen 
die herrschende Meinung im Volk. Verbrenneraus, Ausstieg 
aus der Atomenergie, Cannabis Freigabe, Heizungsgesetz, 
Einwanderungspolitik, Gendersprache in der Verwaltung 
und in öffentlich-rechtlichen Medien, Identitäts- und Na-
mensgesetz, auf all diesen Politikfeldern befindet sich die 
Regierung mit ihren Entscheidungen und Gesetzesvorhaben 
in der Minderheit. Und jeder sieht und erfährt das Sterben 
des Einzelhandels in den Stadtzentren, das Aus für viele 
Gastronomiebetriebe trotz eingeschränkter Öffnungszeiten, 

den Mangel an bezahlbarem Wohnraum, den schleppenden 
Netzausbau, eine überbordende und lähmende Bürokra-
tie und den Fachkräftemangel. An allen Ecken und Enden 
fehlt es an (qualifizierten) Mitarbeitern. Von 66,4 Prozent 
der Befragten wird deshalb die Lage auf dem Arbeitsmarkt, 
und hier insbesondere der Fachkräftemangel, bei der Frage 
nach existenzgefährdenden Entwicklungen an die erste Stel-
le gesetzt. Anhaltende Preissteigerungen und die nur mäßig 
eingedämmte Inflation sowie gestiegene Zinsen führen zu 
weiteren Belastungen, die eine Angst vor einem Autonomie-
verlust befördern. Und wenn Koalitionäre Grabenkämpfe 
führen, sich im Beinstellen üben, anstatt existentielle Prob-
leme zu lösen, verstärkt das bei den Menschen den ohnehin 
bestehenden Eindruck: Die wissen nicht, was Sache ist. 
 Jeder erfahrene Krisenmanager weiß, das Krisensympto-
me kleinreden oder weglächeln nicht zur Beruhigung führt, 
sondern das genaue Gegenteil bewirkt. Man muss sich den 
Themen stellen, die Probleme benennen und sagen, wie man 
sie lösen und bewältigen will. Wenn Menschen um ihre Exis-
tenz fürchten, darf die Führung nicht so tun, als sei alles in 
Butter. Sich Rat bei erfahrenen Krisenmanagern zu holen, 
täte der Regierung gut. Denn noch ist nicht alles verloren. 
Immerhin 34 Prozent der Befragten haben noch Vertrauen in 
die Regierungspolitik.

Ahnungslos

da beide Seiten bestrebt sind, ihre Steuerschuld zu minimieren. 
Das BFH Urteil schafft hierzu nunmehr eine klare Handlungsan-
weisung.
 Das Urteil wurde bisher nicht im BStBl. veröffentlicht, es ist 
deshalb nicht davon auszugehen, dass die Finanzverwaltung 
diese Rechtsprechung allgemein anwendet. 
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